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Zur Lage der Europäischen Union 
Europa in einer veränderten Weltordnung und Weltwirtschaft 
Schreiben an das Abgeordnetenhaus 2025 
 
Einleitung 
 
Wir beobachten eine gravierende Verrohung des geopolitischen Spielfelds, die dazu führt, dass die 
auf gemeinsamen Regeln und Normen basierende multilaterale Ordnung zunehmend in Bedrängnis 
gerät. Die technologischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen vollziehen sich in 
rascher Abfolge. Das westliche Weltbild ist durch das neue Selbstbewusstsein einstiger und neuer 
Schwellenländer, die entschlossen ihren Platz auf der Weltbühne einnehmen, eingeholt worden. All 
dies hat erhebliche Auswirkungen auf die Position Europas. 
 
Europa steht an einer Wegscheide der Nachkriegsgeschichte, an der es zwei Möglichkeiten gibt: 
entweder wir werden zum Spielball der Ereignisse und der Welt um uns herum, oder wir nehmen 
unsere Zukunft selbst in die Hand. Für die niederländische Regierung ist klar, dass wir ganz und 
gar auf Letzteres setzen sollten. Das bedeutet, dass sich die Europäische Union verändern muss. 
Wir brauchen eine stärkere und resilientere Union, die für unsere Interessen in der Welt eintritt, 
die für die Niederlande relevant ist und die für unsere Bürger arbeitet. Mehr denn je gilt, dass wir 
gemeinsam stärker sind und dass wir an der europäischen Einheit festhalten müssen. Wir tun dies 
in dem Bewusstsein, dass unser Land schon öfter vor großen Herausforderungen stand und darauf 
stets eine Antwort gefunden hat. Und die aktuellen Entwicklungen stellen unsere Fähigkeit zu 
erfolgreicher Anpassung auf eine harte Probe. Deshalb setzt sich die Regierung weiterhin mittels 
einer aktiven europäischen Diplomatie für jene Einheit ein. 

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ist eine große Bedrohung für die europäische 
Sicherheit und unterstreicht die Notwendigkeit, die militärische Leistungsfähigkeit und die Resilienz 
Europas zu stärken. Die veränderte amerikanische Haltung zwingt die europäischen Länder, mehr 
Verantwortung für die eigene Sicherheit zu übernehmen und für die gemeinsamen europäischen 
Sicherheitsinteressen einzutreten. Die EU muss als geopolitischer und geoökonomischer Akteur 
erwachsen werden. Diese beiden Aspekte sind untrennbar miteinander verbunden: Unsere 
Wirtschaft und unser Wohlstand können nur in einem sicheren Europa gedeihen, und umgekehrt 
können wir unsere Sicherheit nur realisieren – und finanzieren –, wenn wir über eine gesunde und 
innovative Wirtschaft verfügen. Wichtig ist dabei, dass die Mitgliedstaaten eine solide Finanz- und 
Wirtschaftspolitik betreiben, wozu auch der Abbau hoher öffentlicher Schulden gehört. 

Europa kann die Welt um sich herum nicht nach seinen Wünschen formen, es muss aber für seine 
eigenen Interessen eintreten, die eigenen Normen und Werte schützen, die Wirtschaft stärken, in 
seine Landwirtschaft, seine Sicherheit und in Demokratie und Rechtsstaatlichkeit investieren. Die 
neue Europäische Kommission (nachfolgend: die Kommission) ist in dieser Richtung auch aktiv. 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat im Dezember 2024 mit dem Kollegium der 
Kommissionsmitglieder ein neues Mandat erhalten. Diese Kommission ist von dem Bewusstsein 
durchdrungen, dass sie stärker unterstützend tätig sein muss, um die Handlungsfähigkeit, 
Stabilität und Sicherheit der EU in einem neuen Zeitalter geopolitischer Instabilität und 
Unsicherheit zu erhalten. Dieses Bestreben äußert sich in einem Arbeitsprogramm, das abzielt auf 
die großen Herausforderungen im Bereich Sicherheit und Verteidigung, die Steigerung von 
nachhaltigem Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit, den Schutz der Demokratie und unserer 
Werte sowie die Vereinfachung der Rechtsetzung im Interesse größerer Gestaltungsspielräume für 
Innovation und wirtschaftliches Wachstum. 

Den niederländischen Interessen, Werten und Freiheiten ist mit einem sicheren und stabilen 
Rahmen gedient. Die Niederlande sind eines der offensten und am stärksten international 
vernetzten Länder der Welt, und das ist ihre Stärke. Und gerade deshalb profitieren sie von einer 
starken EU. Abgesehen von ökonomischen Vorteilen leistet die EU einen Beitrag zum Schutz 
unseres demokratischen Rechtsstaats, unserer Sicherheit, der Grundrechte und der persönlichen 
Freiheiten unserer Bürger. 

Das Streben dieser Regierung richtet sich im europäischen Rahmen insbesondere auf Sicherheit 
und Verteidigung, Wettbewerbsfähigkeit, den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR), eine bessere 
Rechtsetzung und Bürokratieabbau, Asyl und Migration sowie die Agrarpolitik. Nachstehend 
werden diese europapolitischen Prioritäten kurz erläutert. Die Regierung wird in der EU alles 
daransetzen, ihre Ziele in diesen Bereichen zu verwirklichen. 
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Sicherheit und Verteidigung 

Die wachsenden geopolitischen Spannungen und die russische Bedrohung unterstreichen die 
Notwendigkeit einer gesteigerten Verteidigungsfähigkeit der Mitgliedstaaten. Dies erfordert 
dringendes europäisches Handeln im Hinblick auf die Stärkung der Streitkräfte und die 
Intensivierung der Verteidigungszusammenarbeit. Im Lichte der verschlechterten Sicherheitslage 
muss die europäische Verteidigungsindustrie zwingend gestärkt werden, um die Einsatzfähigkeit 
und Schlagkraft der Streitkräfte der Mitgliedstaaten zu verbessern und die militärische 
Unterstützung der Ukraine fortsetzen zu können. Die Regierung betont, dass der EU eine wichtige 
Rolle bei der Stärkung der Verteidigungs- und Abschreckungsfähigkeit der Mitgliedstaaten und der 
NATO zukommt, vor allem in Form einer aktiven Politik bezüglich der Verteidigungsindustrie und 
der Steigerung der Resilienz. Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Kooperation mit 
Verbündeten und Partnern – mit dem Vereinigten Königreich, Norwegen, der Türkei – wie auch die 
Unterstützung der ukrainischen Verteidigungsindustrie. Hierbei sind auch die USA ein 
unentbehrlicher Partner, und die Regierung setzt sich unvermindert für eine starke transatlantische 
Zusammenarbeit ein. Die Niederlande und die EU werden die Ukraine politisch, militärisch, 
finanziell und moralisch aktiv und ungeschmälert unterstützen, solange es notwendig ist, sowohl 
während des Krieges als auch beim Wiederaufbau. Die Ziele der EU werden im 
Verteidigungsweißbuch konkretisiert, zu dem Ihrem Haus in Kürze eine Einschätzung der 
Regierung zugehen wird. 
 
Für die Regierung hat die Stärkung des Zivilschutzes und der inneren Sicherheit in Europa einen 
ebenso hohen Stellenwert. Der Ausbau der militärischen Fähigkeiten muss mit Anreizen für 
Investitionen in unsere zivile Abwehrbereitschaft einhergehen. Eine wehrhafte Gesellschaft hat 
eine abschreckende Wirkung und ist weniger anfällig für Angriffe von außen. Die Kommission wird 
in den kommenden Monaten eine »Internal Security Strategy« und eine »Preparedness Union 
Strategy« veröffentlichen. Die EU muss gegen die verschiedenen (hybriden) Bedrohungen für die 
innere Sicherheit und die Stabilität des demokratischen Rechtsstaats vorgehen, darunter 
gesellschaftszersetzende organisierte Kriminalität und Terrorismus. Die Regierung unterstützt 
daher einen umfassenderen und koordinierten Ansatz im Bereich (innere) Sicherheit, Resilienz und 
Krisenmanagement. Auch Anstrengungen auf den Gebieten Bildung, Forschung und Innovation 
spielen hier eine wichtige Rolle. 
 
Wettbewerbsfähigkeit 

Die EU muss ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessern. Der frühere italienische Ministerpräsident 
Draghi hat zu diesem Thema einen richtungweisenden Bericht verfasst. Darin schreibt er, dass die 
EU in den vergangenen Jahrzehnten von einem günstigen globalen Klima profitiert hat: der 
Welthandel erlebte, auch dank multilateraler Vereinbarungen, ein kräftiges Wachstum; die 
normalisierten Beziehungen zu Russland ermöglichten günstige Energieimporte; und aufgrund der 
Hegemonie der USA herrschte geopolitische Stabilität, die den Verbündeten der USA zugutekam. 
Diese Zeiten sind Draghi zufolge vorbei: das multilaterale Handelssystem steht zunehmend unter 
Druck, das Wachstum des Welthandels schwächt sich ab, Energieimporte aus Russland werden 
durch die EU so weit wie möglich eingeschränkt, und die geopolitische Situation ist infolge des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine und der Verschlechterung des Verhältnisses zwischen 
den USA und China instabil. Um in dieser neuen Realität wettbewerbsfähig und resilient zu bleiben, 
muss die EU nach Ansicht Draghis in erster Linie ihre Produktivität erhöhen, indem sie (i) die 
Forschungs- und Innovationskluft zu anderen Wirtschaftsblöcken schließt, die vor allem bei 
digitalen Technologien entstanden ist, (ii) einen gemeinsamen Plan zu Dekarbonisierung und 
Wettbewerbsfähigkeit umsetzt und (iii) die Sicherheit dadurch stärkt, dass sie risikoreiche 
strategische Abhängigkeiten verringert und die Verteidigungsinvestitionen steigert. 

Die Regierung schließt sich dieser Analyse und Lösungsrichtung an.1 Die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in der EU hat uns viel Wachstum und Wohlstand eingebracht. Einige 
Entwicklungen setzen die Wettbewerbsposition der Niederlande unter Druck, darunter ein 
zurückbleibendes Produktivitätswachstum, ein fragmentiertes geopolitisches Klima und relativ 
hohe Energiepreise. Außerdem steigen in den Niederlanden die Wohnkosten. Daher ist es 
notwendig, die Kräfte zu bündeln, die Handlungsfähigkeit der Niederlande zu stärken und auf 
Forschung und Innovation zu setzen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen mehr Verantwortung 
für die Weiterentwicklung der Union als geopolitischer und geoökonomischer Akteur übernehmen. 
Dies soll dazu beitragen, mehr Wohlstand zu schaffen und risikoreiche strategische Abhängigkeiten 
von Ländern effektiv anzugehen, etwa im Bereich kritische Rohstoffe und Produkte. So verfolgt die 

 
1 Stellungnahme der Regierung zum Draghi-Bericht, Anhang zur Parlamentsdrucksache 21 501-30, Nr. 614. 
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Regierung das Ziel, dass die EU bei kritischen Arzneimitteln und Medizinprodukten weitestmöglich 
unabhängig ist von Ländern außerhalb Europas. Dabei wird sie sich auf die weitere Vertiefung des 
Binnenmarkts und die Stärkung der EU-Handelspolitik sowie die Förderung von grünem Wachstum 
konzentrieren und in diesem Rahmen auf Forschung und Innovation setzen. Das funktioniert 
allerdings nur, wenn alle Mitgliedstaaten eine solide Finanz- und Wirtschaftspolitik betreiben, wozu 
ausdrücklich auch die Rückführung hoher öffentlicher Verschuldung gehört. 

Bürokratieabbau und Vereinfachung der EU-Rechtsvorschriften 

Deregulierung kommt der Wettbewerbsfähigkeit der EU zugute. Die Regierung wird EU-Initiativen 
daher stets sorgfältig auf ihren Mehrwert prüfen. Nicht auf allen Gebieten braucht es europäische 
Rechtsetzung. EU-Rechtsvorschriften sollte es nur geben, wo sie zwingend erforderlich sind, sie 
sollten umsetzbar sein und die geographischen, wirtschaftlichen und demographischen 
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten berücksichtigen. Die Regierung wird dabei 
insbesondere die Auswirkungen europäischer Regulierungen auf die in den Niederlanden 
anstehenden Aufgaben in den Blick nehmen. Außerdem können Mitliedstaaten auch ohne die 
Beteiligung Brüssels zusammenarbeiten. Es ist immer zu überlegen, welcher Ansatz zu welchem 
Thema passt. In der kommenden Zeit wird die Kommission auf verschiedenen Politikfeldern 
Vorschläge zur Vereinfachung der Rechtsetzung vorlegen, etwa in puncto Nachhaltigkeit, 
Cybersicherheit, Landwirtschaft und eventuell Verteidigung. Die Regierung steht dem positiv 
gegenüber und kann sich vorstellen, dass eine Vereinfachung auch die Überarbeitung von 
Rechtsvorschriften erfordert. Bei solchen möglichen Überarbeitungen werden die Niederlande 
weiterhin das Augenmerk auf die niederländischen Herausforderungen auf dem Gebiet der 
Raumordnung lenken, wie die Erteilung von Genehmigungen in den Bereichen Verteidigung, 
(Energie-)Infrastruktur, Wohnungsbau und Landwirtschaft, auf die eine Kumulation von 
Rechtsvorschriften möglicherweise Auswirkungen hat. Die Regierung arbeitet im Rahmen der 
Ministerkommission für Wirtschaft und Naturwiederherstellung kurzfristig Maßnahmen mit dem Ziel 
aus, das faktische Genehmigungsmoratorium in den Niederlanden aufzulösen und denjenigen 
Sektoren eine Perspektive zu bieten, die mit den hohen Hürden für die Erteilung 
naturschutzrechtlicher Genehmigungen konfrontiert sind. Abgesehen von den erforderlichen 
nationalen Maßnahmen ist es auch denkbar, dass auf die Überarbeitung bestimmter europäischer 
Rechtsvorschriften hingewirkt wird. 

Generell begrüßt die Regierung Anstrengungen, die Regulierungsdichte zu verringern, ohne die 
politischen Ziele, die den betreffenden Regelungen zugrunde liegen, zu untergraben. 
Berechenbarkeit und Rechts- und Investitionssicherheit für Unternehmen sowie die Verlässlichkeit 
des (europäischen) Rechtsetzungsprozesses bleiben für die Niederlande wichtige Faktoren. 

Mehrjähriger Finanzrahmen (MFR)  

Die Kommission wird voraussichtlich im Sommer 2025 ihren Vorschlag für den neuen Mehrjährigen 
Finanzrahmen ab 2028 vorlegen. Ihr Haus wurde inzwischen durch ein gesondertes Schreiben in 
Grundzügen über die niederländischen Ziele mitsamt der zugehörigen Prioritäten für den nächsten 
MFR ab 2028 unterrichtet. Die Niederlande streben, im Einklang mit der Koalitionsvereinbarung, 
EU-Beiträge in akzeptabler Höhe an. Die Regierung ist kein Befürworter gemeinsamer Schulden für 
neue Instrumente. 

Asyl und Migration 

Die Niederlande sind – nach Malta – das am dichtesten besiedelte Land Europas, und die 
Bevölkerung wächst noch immer.2 Dies erzeugt Druck unter anderem auf dem Wohnungsmarkt, im 
Gesundheits- und im Bildungswesen, was wiederum den sozialen Zusammenhalt in unserem Land 
beeinflusst. Eine ehrgeizige europäische Asyl- und Migrationsagenda ist unerlässlich, um die 
Kontrolle über die Migration zurückzuerlangen. Die Regierung wird sich daher im europäischen 
Rahmen entschlossen für die Reduzierung der Zahl der Asylanträge und für Verbesserungen bei 
der Rückkehr und Rückführung von Personen einsetzen, deren Asylantrag abgelehnt worden ist. 
Dazu bedarf es einer strengen EU-Asylpolitik, die sorgfältig umgesetzt wird. Priorität haben in 
diesem Zusammenhang für die Regierung die Implementierung des Asyl- und Migrationspakts, der 
wirksame Schutz der Außengrenzen, die Verhandlungen über die Rückführungsverordnung und 
innovative Lösungen. Auch breitangelegte Partnerschaften mit Herkunfts- und Transitländern 
spielen eine entscheidende Rolle, wenn es darum geht, Zustrom und Rückkehr unter Kontrolle zu 
bekommen. Die Regierung setzt sich zudem für eine faire Arbeitskräftemobilität ein und möchte 

 
2 Bevolkingsgroei (Bevölkerungswachstum), 2016–2024 | Compendium voor de Leefomgeving (Datenportal zum Lebensumfeld) 
https://www.clo.nl/indicatoren/nl210209-bevolkingsgroei-2016-2024. 

https://www.clo.nl/indicatoren/nl210209-bevolkingsgroei-2016-2024.
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die Arbeitsmigration besser steuern können. In diesem Kontext wirbt sie für eine Verdeutlichung 
des Rechtsrahmens für die Entsendung von Drittstaatsangehörigen, für eine ordnungsgemäße 
Registrierung von Arbeitsmigranten unter Vermeidung übermäßiger Bürokratielasten und für die 
Intensivierung der grenzüberschreitenden Rechtsdurchsetzung. 

Landwirtschaft, Fischerei und Natur 

Ernährungssicherheit ist für diese Regierung ein wichtiges Thema. Unsere Agrar- und 
Fischereiwirtschaft kann dazu einen großen Beitrag leisten. Wir wollen die Lasten für die 
Landwirtschaft verringern; zu diesem Zweck streben wir unter anderem eine neue 
Ausnahmeregelung für Wirtschaftsdünger ab 2026 an. Darüber hinaus will die Regierung 
insbesondere die Streichung der Norm von 170 kg Stickstoff pro Hektar Tierdung erreichen. Auch 
setzt sie sich für die Zulassung von RENURE ein, damit die Einfuhr von Kunstdünger begrenzt 
werden kann – was in der gegenwärtigen geopolitischen Lage sehr wünschenswert ist. 
Innovationen in der Agrar- und Fischereiwirtschaft werden von der Regierung stark gefördert. Auf 
dem Gebiet der Fischerei strebt sie Innovationen speziell bei der Baumkurrenfischerei an, 
einschließlich des Einsatzes von Elektrofanggeräten. Dabei will sie eine Ausweitung des geltenden 
EU-Verbots der Pulsfischerei auf die gesamte Baumkurrenfischerei abwenden. Was das Thema 
Natur betrifft, so will die Regierung ein zusammenhängendes Netz aus robusten 
Naturschutzgebieten schaffen. 

Fazit: Die Niederlande in der EU  

Eine starke Fokussierung auf nationale Interessen erfordert eine Intensivierung der bilateralen 
Zusammenarbeit und die Bildung von Koalitionen mit anderen EU-Mitgliedstaaten und wichtigen 
Partnern jenseits der Union. Die Niederlande hatten in der Vergangenheit verglichen mit anderen 
EU-Mitgliedstaaten viel Einfluss auf die EU-Politik, heißt es in einem Bericht der Direktion 
Internationale Forschung und Politikevaluierung des niederländischen Außenministeriums vom 
Dezember 2024.3 Es ist wichtig, dass die Niederlande sich auch künftig laut und vernehmlich 
Gehör verschaffen. Indem wir aktiv zur europäischen Zusammenarbeit beitragen, stärken wir nicht 
nur unsere eigene Position, sondern auch die der EU als Ganzes. So bauen wir auch künftig an 
einer sicheren, wohlhabenden und stabilen Welt für die Generationen nach uns. 

Um dies erreichen zu können, ist es zu guter Letzt auch wichtig, dass bei den EU-Institutionen 
genügend niederländisches Personal tätig ist. Zurzeit sind die Niederlande dort unterrepräsentiert. 
Die Regierung setzt sich daher für die Erhöhung der Zahl der niederländischen Beschäftigten bei 
den EU-Institutionen ein. 

 
3 Direktion Internationale Forschung und Politikevaluierung, Grip door begrip: Evaluatie van de Nederlandse invloed in de Europese Unie 
(2016–2023) (Wer sich auskennt, ist im Vorteil: Evaluierung des niederländischen Einflusses in der Europäischen Union (2016–2023)).  


